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A. Bericht des Abgeordneten Sabaß: 

In § 14 des Übergangsabkommens des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl haben sich die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft verpf lichte t, Verhandlungen mit 
dritten Staaten über die Gesamtheit der Wirt- 
schafts- und Handelsbeziehungen zwischen der Ge- 
meinschaft und dritten Ländern zu führen. Sie gin- 
gen dabei davon aus, daß ihre bisherigen bilatera- 
len Handelsbeziehungen mit dritten Ländern durch 
die Errichtung des gemeinsamen Marktes beein- 
flußt würden und daß die dritten Länder daran 
interessiert sein könnten, die sich daraus ergeben- 
den Probleme in Verhandlungen zu klären und, 
falls erforderlich, in Verträgen neu zu gestalten. 
Hierbei wurde besonders an Großbritannien ge- 
dacht, das in diesem Zusammenhang in § 14 des 
Übergangsabkommens ausdrücklich erwähnt wird. 

Ende Dezember 1953 hat der Präsident der 
Hohen Behörde, die als gemeinsame Beauftragte 
der Mitgliedstaaten für die Führung derartiger 
Verhandlungen im Vertrag vorgesehen ist, der bri- 
tischen Regierung die Bereitschaft zur Aufnahme 
von Verhandlungen mitgeteilt. Die Verhandlungen 
wurden im Laufe des Jahres 1954 von der Hohen 
Behörde auf Grund von Weisungen, die der Mini- 
sterrat der Montangemeinschaft einstimmig be- 
schlossen hatte, geführt. Es stellte sich als zweck- 
mäßig heraus, als weiteren Schritt in der Entwick- 
lung der Beziehungen zwischen dem Vereinigten 
Königreich und der Gemeinschaft einen institutio- 
neilen, vertraglich gesicherten Rahmen für die 
Zusammenarbeit zu schaffen. Nach Unterzeichnung 
des Abkommens am 21. Dezember 1954 in London 
wurde es vom britischen Unterhaus am 21. Februar 
1955 behandelt und einstimmig gebilligt. Die bri- 
tische Ratifizierungsurkunde wurde am 17. Juni 
1955, wie im Vertrag vorgesehen, bei der britischen 


Regierung hinterlegt. Das Ratifikationsverfahren 
in den übrigen Ländern ist im Gange. Der Präsi- 
dent der Hohen Behörde ebenso wie die britische 
Regierung und die Gemeinsame Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
haben wiederholt darauf hingewiesen, daß ange- 
sichts der Ratifikation des Abkommens durch die 
britische Regierung eine Beendigung der Ratifika- 
tionsverfahren in den Mitgliedstaaten möglichst 
bald abgeschlossen sein sollte, damit die Arbeiten 
im September 1955 auf genommen werden könnten. 

Die vorgesehene Zusammenarbeit (Art. 6, 7 und 
8) soll in einem Austausch von Informationen, in 
Konsultationen und, soweit erforderlich, auch in 
koordinierenden Maßnahmen auf den Gebieten ge- 
meinsamen Interesses bestehen. Unter ihnen kom- 
men den Fragen der Preisstruktur und der Sub- 
ventionen besondere Bedeutung zu, weil ein Infor- 
m ationsaustausch und Konsultationen auf diesem 
Gebiete zwischen dem Vereinigten Königreich und 
den Mitgliedstaaten bisher in anderen internatio- 
nalen Organisationen nicht stattfinden konnten. 
Weiterhin sollen alle Probleme, die sich aus der be- 
absichtigten oder bereits vorgenommenen Einfüh- 
rung von Beschränkungen für den Warenverkehr 
ergeben, erörtert und Ausarbeitungen für Ver- 
handlungen über Vereinbarungen vorbereitet wer- 
den, durch die zwischen der Montangemeinschaft 
und dem Vereinigten Königreich Hindernisse und 
Beschränkungen in den gegenseitigen Wirtschafts- 
und Handelsbeziehungen verhindert oder beseitigt 
werden sollen. 

Der institutionelle Rahmen für die Zusammen- 
arbeit besteht in dem Ständigen Assoziationsrat 
und besonderen Sitzungen des Ministerrats der 
Montangemeinschaft zusammen mit der Regierung 
des Vereinigten Königreichs (Art. 1). 
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Der Vertrag enthält alle notwendigen Garantien, 
um eine volle Unterrichtung und Beteiligung bei- 
der Organe der Montangemeinschaft, der Hohen 
Behörde und des Ministerrats, sicherzustellen. Ber- 
ner haben die Mitgliedstaaten der Montangemein- 
schaft in rein handelspolitischen Angelegenheiten 
sichergestellt, daß keinerlei Verpflichtungen oder 
materielle Vereinbarungen ohne einstimmig von 
ihnen beschlossene Weisungen und ohne ihre Be- 
teiligung zustande kommen können (vgl. Art. 8 in 
Verbindung mit dem der Begründung des Gesetzes 
beigefügten Protokoll zwischen Hoher Behörde und 
Ministerrat). 

Der Vertrag enthält zwar für keinen der Ver- 
tragspartner konkrete Verpflichtungen bindender 
Art; dem Ständigen Assoziationsrat ist keine Ent- 
scheidungsbefugnis gegeben; auch für die besonde- 
ren Sitzungen zwischen Ministerrat und der Re- 
gierung des Vereinigten Königreichs ist keine Form 


der Beschlußfassung vorgesehen. Die Zustimmung 
zum Abkommen enthält jedoch die Bereitwilligkeit 
beider Vertragsparteien, in dem vorgesehenen 
institutioneilen Rahmen solche materiellen Verein- 
barungen vorbereiten zu lassen. Diese Bereitwillig- 
keit ist ein politisches Faktum, da hierdurch die 
Brücke von der Montangemeinschaft zu Großbri- 
tannien geschlagen wird. Dem Vertrag kommt hier- 
durch die Bedeutung eines Vorbildes für die Asso- 
ziation des Vereinigten Königreichs mit euro- 
päischen Gemeinschaften in der Art der Montan- 
gemeinschaft zu. 

Bonn, den 10. Juli 1955 

Sabaß 

Berichterstatter 


Antrag des Ausschusses: 

Der (Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1417 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 6. Juli 1955 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Naegel Sabaß 

Vorsitzender Berichterstatter 
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